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Liebe*r Leser*in,
vor uns stehen Veränderungen und viel Arbeit, wenn bis 2030 
der Hunger tatsächlich beendet werden soll. Eine Mammut-
aufgabe. Zu groß scheint die Herausforderung, zu viele Zweifel 
häufen sich, zu klein erscheint der eigene soziale Fußab-
druck. Doch eigentlich sind wir nicht nur einige, sondern 
viele, oder? Die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 basie-
ren auf Geschlossenheit. Sie fordern nicht nur die Politik, 
sondern auch die Zivilgesellschaft und die Wirtschaftsakteu-
re auf, ihren Beitrag zu leisten, um der Erreichung der Ziele 
nahe zu kommen. Wir müssen gemeinsam Wege finden, da-
mit unsere und künftige Generationen auf dieser Erde gedei-
hen können.

Dafür müssen wir alle die nachhaltige Entwicklung ins Zentrum 
unserer Arbeit aufnehmen. Dafür müssen wir noch breiter 
schauen, über die eigenen Interessen hinaus handeln, über 
bisherige Grenzen hinausdenken. 

Mit der ersten Ausgabe des neuen SODI-Magazins WEITWINKEL 
gehen wir der Frage nach, welche Lösungsansätze es braucht, 
um den Hunger zu beenden und wir diskutieren das Konzept 
der Ernährungssouveränität. Kämpferisch kommentiert Dr. 
Vandana Shiva die bisherige Agrarpolitik der Großkonzerne 
und ihren ökologischen Ballast, den sie auf den Schultern der 
Weltbevölkerung hinterlassen (Seite 7). In ihren Beiträgen er-
klären Gertrud Falk und Dr. Adriana Bessa die Probleme der 
Landbevölkerung und ihre mögliche Lösung durch eine neue 
UN-Erklärung der Rechte der Bäuer*innen (Seiten 9 und 11). 
Unsere Nahrungsmittelvielfalt ist auch eine Geschichte der 
Unterdrückung: In Ihrem Beitrag argumentiert Ettina Zach 
für eine Aufarbeitung der kolonialen Geschichte am Beispiel 
verschiedener Nahrungsmittel (Seite 18). Diese und noch viele 
weitere Beiträge finden sich in unserem neuen WEITWINKEL. 
Ich hoffe, die Lektüre spricht Sie an und freue mich über Ihre 
Rückmeldung zum neuen Heft. 

Am Ende wünsche ich Ihnen und unseren Partnern weltweit 
ein friedliches und gerechtes Jahr 2019! 

Dr. Sarah Ninette Kaliga
Geschäftsführerin SODI
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SRDJAN TOŠIĆ

Erneut ist die Zahl der Hungernden angestiegen: 
821 Millionen Menschen sind unterernährt, 2 Milliar­
den leiden unter Mangelernährung. Die Ursachen 
sind komplex und divers. Soziale Ungleichheit, 
politische Hindernisse, Konflikte und Klimawandel­
folgen – um nur einige Ursachen zu nennen – zeigen 
die Komplexität der Situation. Auch die Gier von 
Großkonzernen spielt eine Rolle in der tragischen 
Entwicklung des Welthungers. 

S üdostafrika beispielsweise, war zu anderen Zeiten 
alle zehn Jahre von Dürren betroffen. Heute kehren 
sie im Zweijahresrhythmus zurück. Die Klimawan-
delfolgen sind nicht der einzige Faktor für die Hun-

gersnot im Land. Armut, mangelnde Bildung, Korruption 
und fehlende Infrastruktur hindern die Weiterentwicklung. 
Landgrabbing ist auch eine weitverbreitete Hungerursache. 
Die Agrarkonzerne gewinnen große Landstücke und ziehen 
den Kleinbäuer*innen – im Sinne des Wortes – ihren Boden 
unter den Füßen weg. 

Es sind diese Beispiele, die aufzeigen, dass eine vielschichtige 
Problematik mit vielschichtigen Lösungsansätzen angegan-
gen werden muss. Die Zivilgesellschaft kann und soll nicht 
alleine Sorge tragen; die Staaten und Staatengemeinschaf-
ten sowie die Wirtschaft müssen sich an der Erfüllung der 
UN-Nachhaltigkeitsziele beteiligen. 

Das Nachhaltigkeitsziel Nr. 2 fordert das Ende des Hungers 
bis 2030. Doch wie soll diese Mammutaufgabe gelöst werden? 
Aufrufe zur Erhöhung der Summen für Entwicklungshilfe 
werden nach Veröffentlichungen von Berichten zur Hunger-
situation laut – zu Recht. Aber das politische Handeln darf 
sich nicht allein auf diese Maßnahme beschränken. 

Die Tatsache, dass kleinbäuerliche Familien, die Essen pro-
duzieren, die Hälfte aller von Hunger betroffenen Menschen 
darstellen, ist nicht nur skandalös, sondern auch paradox. 
Insgesamt 70 Prozent aller Hungernden leben auf dem Land. 
Kritiken am globalen Ernährungssystem und den bisherigen 
Strategien, die die Welt satt machen sollten, sind zahlreich. 

Denn darum geht es ja auch: allein Sattwerden soll niemals 
das Ziel sein. Die neuere Geschichte der Landwirtschaft er-
innert daran, dass unter „Ernährungssicherheit“ jene Politiken 
forciert wurden, die zur gegenwärtigen Krise beigetragen 
haben. Die Ernährungsprogramme kreieren oft Abhängig-
keiten und hindern somit die Selbstbestimmung von lokalen 
Gemeinschaften. 

Es ist daher wichtig, dass wir das Konzept der Ernährungs-
souveränität erneut in den Fokus rücken. Ein Konzept, das 
Menschen nicht als Objekte der Hilfe, sondern als Träger ihrer 
Rechte sieht. Die Betonung liegt dabei auf dem Wort „Souve-
ränität“ – der politischen Teilhabe und Mitbestimmung jener 
Gruppen, die besonders marginalisiert sind. Zudem darf die 
Eigentumsdimension nie aus dem Fokus geraten: Souveräni
tät als Kontrolle über die Ressourcen wie Saatgut, aber auch 
Souveränität beim Zugang zu Wasser, zu Land und zu den 
Märkten. Sie ist auch eine Strategie des Widerstandes gegen 
die Produktionssysteme, die in den Händen multinationaler 
Agrarkonzerne liegen.

Die Hoffnung liegt, um Worte von Jean Ziegler zu leihen, im 
Aufstand des Gewissens. Zum 70. Jubiläum der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte (AEMR) werden wir daran er-
innert, dass auch scheinbar utopische Ideen – wie die der AEMR, 
die nur drei Jahre nach den furchtbarsten Gräueltaten des 
Zweiten Weltkriegs verabschiedet wurde – doch realisierbar 
sind. Mit Aufwachen des Gewissens, durch Mitgefühl und Soli-
darität und mit starkem Engage-
ment können die Ziele der Agenda 
2030 erreicht werden.

Eine Welt ohne  
Hunger bis 2030?
UN SUSTAINABLE DEVELOPMENT GOAL 2

SRDJAN TOŠIĆ ist Referent für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bei SODI. 
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PROF. DR. HIL AL ELVER

Wir feiern den 70. Jahrestag der Allgemeinen Erklä­
rung der Menschenrechte (AEMR), die nach wie vor 
das am meisten gepriesene Menschenrechtsdoku­
ment ist, das die internationale Gemeinschaft je 
verabschiedet hat. Nun ist es überaus wichtig, 
kritisch zu betrachten, was seither hinsichtlich der 
Umsetzung des dort festgeschriebenen Rechts auf 
Nahrung geschehen ist. Wir müssen uns fragen, ob 
wir eine Welt frei von Hunger erreicht und das 
Recht auf angemessene Ernährung und Nahrung 
für alle verbessert haben. So lautete das Verspre­
chen der internationalen Gemeinschaft 1948, ver­
ankert in der AEMR.

Menschenrecht   
auf  

Nahrung 
EINE BESTANDSAUFNAHME  

UND WAS WIR DARAUS LERNEN
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L eider ist das Bild heute nicht sehr ermutigend. 821 
Millionen Menschen sind unterernährt; ihre Zahl ist 
in den letzten Jahren gestiegen und diese verstören-
de Zahl wird Prognosen zufolge in näherer Zukunft 

weiter ansteigen. Darüber hinaus leiden 2 Milliarden Men-
schen unter verschiedenen Formen von Mangelernährung 
und 1,2 Milliarden sind übergewichtig oder adipös. Hungers-
not als Folge von bewaffneten Konflikten und Klimawandel 
bedroht über 30  Millionen Menschen. Diese Art einer 
humanitären Krise hätte sich nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges nicht wiederholen sollen, so die Erwartungen.

Was ging also schief? Warum wurden nach 70 Jahren mora-
lischer und rechtlicher Verpflichtungen der Staaten die uni-
versellen Menschenrechte auf angemessene Lebensbedin-
gungen nicht für alle gleich verwirklicht? Weshalb scheiterte 
man, den gefährdeten Bevölkerungsgruppen elementare 
Lebensbedingungen zu ermöglichen, während nahezu jeder 
Teil der Welt ein anhaltendes beträchtliches Wirtschafts-
wachstum und zunehmenden Wohlstand aufweist? Diese 
Fragen sollen im Folgenden behandelt werden.

Eine kurze Geschichte des Rechts auf angemessene 
Nahrung
Vor 70 Jahren legte Artikel 25 der AEMR die Grundlage für 
das Recht auf Nahrung, indem dort erklärt wird: „Jeder hat das 
Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Fami-
lie Gesundheit und Wohl gewährleistet“, wobei Nahrung als 
Bestandteil dieses Rechts benannt wird. Gleichwohl war klar – 
in Anerkennung des Umstandes, dass die AEMR ausschließ-
lich ein Dokument von Absichtserklärungen darstellt – dass 
dies allein nicht ausreicht. Eine rechtlich bindende Form er-
reichte das Recht auf Nahrung 1966 im Artikel 11 des Inter-
nationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (Sozialpakt). Der Artikel verfolgt zwei Ziele: 1) Aner-
kennung und Gewährleistung des Rechts auf angemessenen 
Lebensstandard, darunter des Rechts auf Nahrung, als 
Pflicht des Staates; 2) Bekräftigung der Bedeutung des 

Kampfes gegen Hunger und Unterernährung, womit also 
sprachlich über die AEMR hinausgegangen wurde.

Während des Prozesses der Ausarbeitung von Artikel  11 
wurde deutlich, dass die umfassende Reichweite des ersten 
Absatzes von Artikel 11 hinsichtlich der Umsetzbarkeit ein 
Problem für die Vertragsstaaten darstellen würde. 

Einige Staaten waren der Ansicht, die Vorgaben zur Umset-
zung seien zu detailliert und pauschal, um Bestandteil eines 
rechtsverbindlichen Dokuments zu sein. Andere Staaten 
wiederum argumentierten, dass die Beseitigung des Hun-
gers Aufgabe der FAO, der WHO und des Welternährungspro
gramms, und keine Menschenrechtsangelegenheit sei, und 
die Umsetzung den Vertragsstaaten überlassen bleiben solle. 
Solche Argumente sind uns heute im internationalen Dialog 
nur allzu vertraut und sie liefern eine Erklärung dafür, warum 
nach 70 Jahren immer noch Unklarheit über den fundamen-
talen und verbindlichen Charakter des Rechts auf angemes-
sene Ernährung besteht, dem wohl am meisten verletzten 
Menschenrecht der Welt.

1996, viele Jahre später, wurden auf dem UN-Ernährungs-
gipfel von einigen Staaten Vorbehalte hinsichtlich des In-
halts von Artikel 11 erhoben. Daraufhin legte der UN-Aus-
schuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 1999 
in der Allgemeinen Bemerkung Nr. 12 eine Auslegung des 
normativen Inhalts des Rechts auf Nahrung vor. Dann wur-
den 2004 von der FAO die Freiwilligen Leitlinien zum Recht 
auf Nahrung verabschiedet, mit denen den Vertragsstaaten 
eine tatsächliche Anleitung für die schrittweise Umsetzung 
des Rechts auf angemessene Ernährung im Kontext der na-
tionalen Ernährungssicherheit an die Hand gegeben wurde.

Der zweite Absatz von Artikel 11 des Sozialpaktes, der auf 
den Kampf gegen Hunger in der Welt abzielt, hat seit dem 
Inkrafttreten ebenfalls Widerstand erfahren. Er stellt weiter-
hin eine Herausforderung für jene Regionen dar, die über-

Menschenrecht   
auf  

Nahrung 
EINE BESTANDSAUFNAHME  

UND WAS WIR DARAUS LERNEN
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auf Nahrung 1966 im 
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durchschnittlich stark von Ernährungsunsicherheit betroffen 
sind. Als der ursprüngliche Entwurf im Dritten Hauptaus-
schuss erörtert wurde, waren zwei Drittel der Weltbevölke-
rung unterernährt, wobei der Hunger auf Ost- und Südasien 
konzentriert war. Die FAO rief die Staaten dazu auf, Agrarre-
formen zu verabschieden und moderne landwirtschaftliche 
Techniken einzusetzen, um den Hunger zu mildern, und 
dazu, sich weniger auf internationale Hilfe zu verlassen, um 
den Herausforderungen für die Landwirtschaft zu begegnen. 
Einige entwickelte Industrieländer hatten Vorbehalte in dem 
Sinne, dass die Beseitigung des Hungers nicht in der Verant-
wortung der internationalen Gemeinschaft liegen solle. Die 
Sprache wurde beibehalten, die Entschlossenheit jedoch nicht.

Warum Hunger? 
Die rechtliche und politische Geschichte des Artikel 11 des 
Sozialpaktes liefert einige Hinweise darüber, was in den 
letzten 70 Jahren schiefgegangen ist. Das hilft uns zu be-
greifen, warum wir nicht in einer Welt frei von Hunger leben. 
Aber es ist nicht die ganze Geschichte. Zu dem Scheitern bei 
der Aufgabe, Hunger und Ernährungsunsicherheit aus den 
Lebensumständen auf unserem Planeten zu beseitigen, haben 
auch andere Entwicklungen beigetragen.

Vor allem hat die Welt nie die scharfe Trennung zwischen 
zwei Kategorien von Rechten überwunden: zwischen den 
bürgerlichen und politischen Rechten auf der einen Seite 
und den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten 
auf der anderen. Ein ideologisches Erbe des Kalten Krieges. 
Ungeachtet der klaren Stellungnahme der Wiener UN-Welt-
konferenz über Menschenrechte von 1993, die bekräftigte, 
dass die beiden Kategorien unteilbar sind und miteinander 
zusammenhängen, stellen einige Staaten die Justiziabilität 
(Einklagbarkeit) der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte in Frage. Falls aber die Bedingung einer Einklagbar-
keit fehlt, geriete das Recht auf angemessene Ernährung 
eher in den Bereich der humanitären Hilfe, als zu einem 

Rechtsanspruch. Ungeachtet einer ganzen Liste gescheiter-
ter Politiken hält die entwickelte Welt 70 Jahre nach der 
AEMR immer noch Lebensmittelhilfen oder Fördermaßnah-
men bei der Ernährung für das wichtigste politische Instru-
ment zur Beseitigung von Hunger und Mangelernährung. 

Zweitens haben die globalen Folgen des marktgetriebenen 
Kapitalismus direkt entgegengesetzte Auswirkungen auf 
das Leben gefährdeter Völker in der ganzen Welt. In vielen 
Ländern verlieren Bäuer*innen, ländliche Gemeinschaften 
und indigene Völker ihr Land, ihr Wasser, ihr Saatgut und 
den allgemeinen Zugang zu den natürlichen Ressourcen, die 
sie zur Nahrungsmittelerzeugung brauchen. Diese Bedin-
gungen herrschen, weil multinationale Unternehmen zu-
nehmend in diese Gesellschaften eingreifen und dabei an 
nichts anderes außer an ihren Profit denken.

Drittens nehmen Konflikte zu, weil erneuerbare Ressourcen 
wegen extremer Wetterereignisse aufgrund des Klima
wandels knapp werden. Das hat in vielen Ländern einen 
Teufelskreis geschaffen, vor allem an Orten, die wirtschaft-
lich und politisch verwundbar sind. Das ist eine der Erklä-
rungen, warum wir uns derzeit inmitten der schärfsten 
Migrationskrise der Menschheitsgeschichte befinden. Der-
zeit sind 67 Millionen Menschen unterwegs – in verzweifel-
ter Suche nach Arbeit, Nahrung und Schutz. 

Und die Zukunft? 
Die Welt produziert heute mehr Nahrung als wir brauchen, 
selbst wenn sie rund 30 Prozent der produzierten Nahrungs-
mittel verschwendet und immer noch eine Milliarde Men-
schen jeden Abend hungrig zu Bett gehen. Das ist keine 
nachhaltige Zukunft für die Menschheit. Wir müssen damit 
beginnen, Agroökologie zu fördern, und damit aufhören, in-
dustrielle Landwirtschaft zu subventionieren. Wir müssen 
bei der Ernährungspolitik und der Ernährungssicherheit ei-
nen menschenrechtsbasierten Ansatz verfolgen, anstatt auf 
eine ökonomistische, produktionsorientierte Politik zu bau-
en. Und wir müssen Ernährungssouveränität fördern, indem 
wir den Bäuer*innen die Unabhängigkeit geben, ihre eige-
nen Entscheidungen darüber zu treffen, was zu produzieren 
ist. Und wir müssen aufhören, grandiose Pläne zu entwerfen, 
wie „die Welt zu ernähren“ sei, und dabei die Teilhabe von 
Millionen Bäuer*innen zu ignorieren, die den Großteil der 
Nahrung produzieren. Über 1,3 Milliarden Menschen, die auf 
Bauernhöfen und im Lebensmittelsektor arbeiten, wären in 
die Lage, sich selbst zu ernähren, wenn die Agrarpolitik auf 
eine Art und Weise geändert wird, dass den agrarischen Ge-
meinschaften genug Raum, Gelegenheit und – als Wichtigstes – 
das notwendige Vertrauen gegeben würde, das sie benötigen, 
um eine sichere Zukunft der Landwirtschaft aufzubauen.

PROF. DR. HILAL ELVER ist UN-Sonderberichterstatterin für das Recht auf Nahrung. Als Jura-Professorin forscht sie 
an der UCLA Law School Resnick Food Law and Policy Center.
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W ir haben uns verpflichtet, den falschen Postulaten 
einer patriarchalen Wissenschaft darüber, wie 
die Welt zu ernähren sei, Widerstand entgegen-
zusetzen. Einer Wissenschaft, die stattdessen die 

Welt an den Rand des Abgrunds geführt hat, mit Klimawan-
del, Artensterben, Epidemien chronischer Erkrankungen; 
mit dem Tod der Böden und mit dem Niedergang der Klein-
bäuer*innen, die vom Boden und der Erde schöpfen.

Die Mär der „Ernährung der Welt“ durch die industria­
lisierte Landwirtschaft und durch Chemikalien im 
Ernährungssystem begann mit der Grünen Revolution
Als Indien die Grüne Revolution aufgenötigt wurde, basierte 
diese auf der falschen und übersteigerten Annahme, dass 
Kunstdünger die Nahrungsmittelproduktion steigern und 
sämtliche ökologischen Beschränkungen beseitigen würde, 
die die Böden der Landwirtschaft auferlegen. Heute nun ver-
fügen wir über immer mehr Belege, dass durch Kunstdünger 

die Fruchtbarkeit der Böden abnimmt, die Nahrungsmittel-
produktion zurückgeht sowie Wüstenbildung, Wasserknapp-
heit und Klimawandel vorangetrieben werden.

Nach zwei Jahrzehnten ist dieses Narrativ vom Tisch
Im Laufe der letzten zwei Jahrzehnte ist das Märchen von 
den industriellen Ernährungssystemen um ein nächstes 
Wunder angereichert worden, nämlich das der gentechnisch 
veränderten Organismen (GVO). Es herrschte die irrige Vor-
stellung, dass Genmanipulation alle Beschränkungen der 
natürlichen Umwelt aufheben und Nahrungsmittelanbau in 
der Wüste und auf Giftmülldeponien ermöglichen werde. 
Heute gibt es hierfür nur zwei Anwendungen: Herbizidresis-
tenzen und Bt-Toxine bei Feldkulturen. Im ersten Fall sollten 
Unkräuter unter Kontrolle gebracht werden. Erzeugt wurden 
stattdessen Super-Unkräuter. Bt-Kulturen sollten Schädlin-
ge in den Griff bekommen. Produziert haben sie neue 
Schädlinge und Superschädlinge.

Unser Brot, unsere  

Freiheit

DR. VANDANA SHIVA

Am 2. Oktober 2018 versammelten sich Diverse 
Women for Diversity aus aller Welt auf der Navdanya 
Biodiversity Farm, um unsere Entschlossenheit zu 
erneuern, unser Saatgut und unsere Nahrungs­
mittel in den eigenen Händen zu behalten, um den 
Reichtum unserer biologischen Vielfalt und die 
Vielfalt unserer Ernährungskulturen zu schützen, 
wie auch unser Wissen über die Erde, die Gesund­
heit, die Ernährung, die Ökologie sowie die Saat- 
und Ernährungssouveränität.
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Und mit der Verbreitung des Unkrautvernichtungsmittels 
Roundup mussten wir in den vergangenen Jahrzehnten be-
obachten, dass auch Krankheiten wie Krebs zunehmen.

Falsche Behauptungen über Kontrollierbarkeit und 
Sicherheit schaffen Verwundbarkeit
Die Gefahren durch Glyphosat und gentechnisch veränderte 
Organismen werden geleugnet, ungeachtet aller Beweise, 
die unabhängige Wissenschaftler*innen und selbst die WHO 
vorgelegt haben.1

Gegen Ende der Grünen Revolution hat das Giftkartell mit 
gentechnisch veränderten Organismen (GVO) aufgewartet, 
um neue „Wundersaaten“ zu verkaufen, und um dann Li-
zenzgebühren auf das Saatgut zu verlangen. Nach zwei 
Jahrzehnten kann das Versagen von GVO nicht mehr ge-
leugnet werden. Ebensowenig kann die Behauptung auf-
rechterhalten werden, dass GVO sicher sind, da es zuneh-
mend wissenschaftliche Belege über die Schäden für die 
Umwelt und die Gesundheit der Bevölkerung gibt.

Seit 2018 besteht das Giftkartell aus nunmehr drei Akteuren: 
Bayer hat Monsanto gekauft, Dow Chemical hat mit DuPont fu-
sioniert und Syngenta mit ChemChina.2

Zwei Jahrzehnte gentechnisch veränderter Organis­
men haben der Landwirtschaft und den Bäuer*innen 
Verwüstungen eingebracht und die Bevölkerung mit 
Giften versorgt
Nun werden neue Technologien als neue Wundermittel vor-
gestellt, um die Irrlehren darüber, wie die Welt zu ernähren 
sei, aufrechtzuerhalten: Neue gentechnisch veränderte Or-
ganismen auf der Grundlage von Genchirurgie und Gene 
Drives. Es wird der Versuch unternommen, chirurgisch gen-
manipulierte Nahrungsmittel als „natürlich“ zu bezeichnen, 
doch hat der Europäische Gerichtshof entschieden, dass sie 
GVO darstellen und somit für sie eine Regulierung vonnöten 
ist.

Wir werden uns nicht durch Fake-Wissenschaft, Fake-Preise 
und Fake-Nahrung kolonisieren lassen.

Nahrungsmittel sind die Grundlage des Lebens und der 
Freiheit. Wir können nicht zulassen, dass ein dreistirniges 
Giftkartell die Erde, unser Brot und unsere Freiheit zerstört.

DR. VANDANA SHIVA ist Wissenschaftlerin und soziale Aktivistin im Bereich Umweltschutz, biologische Diversität sowie Frauenrechte und lebt in  
Indien. Sie ist Trägerin des Right Livelihood Award, auch bekannt als alternativer Nobelpreis (1993).

KRIEGERIN DES MONSANTO-TRIBUNALS

Dr. Vandana Shiva, Physikerin, Professorin, Öko- und Sozial
aktivistin, Feministin, Globalisierungskritikerin, und – wie sie 
sich selbst bezeichnet – Autorin, Wissenschaftlerin, Kriege-
rin, Mutter.

Sie ist eine vielseitige, kämpferische und unbeugsame Per-
sönlichkeit, bekannt für ihre politische Integrität und ihr 
leidenschaftliches Eintreten für soziale und ökologische 
Gerechtigkeit.

Ihre Bücher The Violence of the Green Revolution und Mono-
cultures of the Mind fordern dominante Ansätze der industri-
ellen Landwirtschaft heraus. Sie hat mehrere ökologische 
Kampagnen initiiert und war Mitorganisatorin des Monsanto-
Tribunals.

Dr. Vandana Shiva hat Diverse Women for Diversity mit
gegründet, eine internationale Bewegung von Frauen im 
Bereich Ernährung und Landwirtschaft. Ihr politisches En-
gagement ist vielleicht am sichtbarsten in der Arbeit der 
Navdanya – einer Nichtregierungsorganisation, die sich für 
den Erhalt der Biodiversität und für den Schutz der Bioland-
wirtschaft und des Saatgutes einsetzt.

In ihrem Kommentar leistet Dr. Vandana Shiva ihren Beitrag 
zur Geschichtsschreibung des Anthropozäns und beschreibt 
aus ihrer Sicht die wesentlichen Meilensteine der Entwick-
lung der globalen Landwirtschaft der neueren Geschichte.�
� SRDJAN TOŠIĆ

1	� https://enveurope.springeropen.com/articles/10.1186/s12302-014-0014-5 
https://www.baumhedlundlaw.com/toxic-tort-law/monsanto-roundup-lawsuit/
iarc-glyphosate-monograph/

2	 Monsanto and Bayer merge, drop the Monsanto name – Business Insider 
https://uk.businessinsider.com/monsanto-beyer-merge-drop-monsanto-
name-2018-6
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80 Prozent der weltweit Hungernden leben in 
ländlichen Regionen – also da wo Nahrungs-
mittel angebaut werden. Diesem scheinbaren 
Paradox ist der Menschenrechtsrat der Verein-

ten Nationen auf den Grund gegangen und hat seinen bera-
tenden Ausschuss beauftragt, die Ursachen dafür zu erfor-
schen. Dieser hat in seiner Studie aus dem Jahr 2011 
Landenteignungen, Zwangsvertreibungen und Umsiedlun-
gen als eine von fünf Hauptursachen dafür identifiziert.1 In 
den meisten Fällen setzen Regierungen solche Vertreibun-
gen durch, um Agrarkonzernen das Land für großflächige 

Plantagenproduktion zur Verfügung zu stellen. Die Feld-
früchte dienen in der Regel nicht der Nahrungsmittelversor-
gung der örtlichen Bevölkerung, sondern werden in städti-
sche Regionen oder andere Länder exportiert. Landgrabbing 
bedeutet im Kern, dass kapitalkräftige Unternehmen mit 
staatlicher Unterstützung örtlichen Bevölkerungsgruppen 
die Kontrolle über natürliche Ressourcen entziehen. Dabei 
geht es nicht nur um Agrarland, sondern auch um Wasser, 
Weiden, Wälder und die Wege dorthin. Kleinbäuerliche Ge-
meinden verlieren so ihre Lebensgrundlage. 

Land-
grabbing

EINE WESENTLICHE URSACHE DES  
WELTWEITEN HUNGERS

GERTRUD FALK

Die Gier nach Land schürt Hunger. Immer mehr 
Agrarland befindet sich im Besitz der Großkonzer­
ne. Gleichzeitig steigt die Zahl der Hungernden. Wie 
hängen diese Entwicklungen zusammen und warum 
ist das Landgrabbing aus menschenrechtlicher 
Sicht hochproblematisch?
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Entwicklungsbanken fördern den 
Run auf Agrarland
Seit der globalen Finanzkrise im Jahr 
2008 hat der Finanzsektor Agrarland 
verstärkt als Anlageobjekt in den Blick 
genommen und mit steigenden Preisen spekuliert. Gemäß 
dem Projekt „landmatrix“2 befinden sich weltweit mindes-
tens 50 Millionen Hektar in den Händen kommerzieller Un-
ternehmen. Aufgrund der prognostizierten Degradation und 
Erosion von Agrarböden durch den Klimawandel, der Förde-
rung von Agrartreibstoffen sowie dem weltweiten Bevölke-
rungswachstum wird fruchtbares Land immer wertvoller. 
Unterstützung erhalten die Landgrabber oft von Entwick-
lungsbanken und -fonds, die ihre Förderung nach den frag-
würdigen Paradigmen der Erhöhung der Produktivität und 
der Nachhaltigkeit ausrichten. Die Finanzierungswege sind 
oft nicht transparent, werden auch von öffentlichen Entwick-
lungsbanken mit Verweis auf das Bankgeheimnis nicht be-
kannt gegeben. Mit dem zusätzlichen Versprechen, regiona-
le Entwicklung durch den Aufbau von Infrastruktur, durch 
Technologietransfer, die Schaffung von Arbeitsplätzen oder 
durch den Bau von Schulen oder Krankenhäusern zu för-
dern, erlangen die Unternehmen Zugang zu günstigen Kre-
diten. Doch viele Beispiele zeigen, dass diese Versprechen in 
der Regel nicht eingehalten werden. Viele betroffene Ge-
meinden leiden unter Hunger und Mangelernährung, seit-
dem sie ihr Land an Konzerne abtreten mussten.

Das Beispiel AATIF
In Sambia hat zum Beispiel das Unternehmen „Agrivision 
Zambia“, Tochterfirma von „Africa Agrivision“ mit Sitz auf 
Mauritius, bis zum Jahr 2016 18.000 Hektar Agrarland er-

worben und möchte weitere Flächen 
kaufen. 2009 hat das Unternehmen mit 
der sambischen Regierung eine Ver-
einbarung über Steuererleichterungen 
und Exportrechte geschlossen. Entge-

gen den versprochenen 1.639 Arbeitsplätzen beschäftigte 
das Unternehmen im Jahr 2015 gerade einmal 208 Arbei-
ter*innen. Mit einigen benachbarten Gemeinden gibt es 
Landkonflikte. Eine Gemeinde, deren Land „Agrivision Zam-
bia“ zusätzlich erwerben möchte, protestiert, weil sie da-
durch ihr Agrarland verlieren würde, von dessen Erträgen 
sie sich ernährt. 

Dennoch hat im Jahr 2011 der „African Agricultural Trade 
and Investment Fund” (AATIF3)  über „Africa Agrivision“ 10 
Millionen US-Dollar in „Agrivision Zambia“ investiert. Der 
AATIF wurde vom Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und der bundesei-
genen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) gemeinsam mit 
der Deutschen Bank gegründet. Er hat seinen Sitz im Steu-
erparadies Luxemburg. Auf der Internetseite des BMZ findet 
man nur wenige Informationen zum AATIF und diese auch 
nur, wenn man gezielt danach sucht. Auf der Internetseite 
des AATIF steht, dass der Fonds Investitionen bevorzugt, die 
dazu beitragen, Ernährung zu sichern, Arbeitsplätze zu 
schaffen und lokale Einkommen zu erhöhen.4 In Sambia hat 
er tatsächlich aber bisher Landgrabbing unterstützt.

GERTRUD FALK ist Sozialwissenschaftlerin und Referentin in der Geschäftsstelle von FIAN Deutschland (Food First 
Informations- und Aktionsnetzwerk).

In den meisten Fällen 
setzen Regierungen solche 

Vertreibungen durch, um 
Agrarkonzernen das Land 

für großflächige 
Plantagenproduktion zur 

Verfügung zu stellen.

1	 http://ap.ohchr.org/documents/dpage_e.aspx?si=A/HRC/19/75
2	 https://landmatrix.org/en/
3	 https://www.aatif.lu/home.html
4	 https://www.aatif.lu/impact-measure-

ment-framework.html
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DR. ADRIANA BESSA

Am 28. September 2018 hat der Menschenrechtsrat 
der Vereinten Nationen die neue Erklärung der Rech­
te von Kleinbäuer*innen sowie anderen Menschen, 
die in ländlichen Regionen arbeiten angenommen, 
um die Grundrechte von Landbewohnern und deren 
Gemeinschaften besser zu stärken.

E ine Stellungnahme des Menschenrechtsrats hat 2012 
die kritische Lage und Verwundbarkeit ländlicher Be-
völkerungsgruppen angeprangert, insbesondere die 
von Kleinbäuer*innen, landlosen Agrararbeiter*innen, 

Kleinfischer*innen, Jäger*innen und Sammler*innen. Obwohl 
sie selber die globalen Nahrungsmittelerzeuger sind, sind 
ausgerechnet diese Gruppen Opfer von Hunger und Mangel-
ernährung. Als wichtigste Ursache für dieses Phänomen 
wurden in der Erklärung die systematische Diskriminierung 
beim Zugang zu Land, Produktionsressourcen, Technologien 
und Märkten genannt sowie die Zerstörung der Umwelt.

Die Bedeutung der neuen Erklärung
In den vergangenen dreißig Jahren wurde die Notwendig-
keit, die Rechte und Interessen ländlicher Gemeinschaften 
zu schützen, in internationalen Foren immer wieder disku-
tiert. Mehrere internationale Abkommen haben sich mit der 
Problematik beschäftigt.1 

Diese Bemühungen und Instrumente haben sich hinsicht-
lich der Achtung, des Schutzes und der Umsetzung der 
Rechte ländlicher Bevölkerungsgruppen als unzureichend 
herausgestellt. Sie verfügen nicht über jene Autorität, die nur 
Menschenrechte genießen. Gleichzeitig haben es die beste-
henden Menschenrechtsinstrumente nicht vermocht, den 
besonderen Bedürfnissen der ländlichen Bevölkerung Rech-
nung zu tragen und angesichts der vielen widerstreitenden 
Interessen deren Rechte klarzustellen, unter anderem das 
gemeinschaftliche Recht auf Land, Wasser, Saat und eine 
saubere Umwelt. Die neue Erklärung stellt daher einen 
Schlüssel für eine umfassende Interpretation und Umset-
zung bestehender internationaler Normen und Standards in 
Bezug auf Landwirt*innen und andere Bewohner*innen des 
ländlichen Raumes dar.

Rechte von 
Kleinbäuer*innen 
besser schützen
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Inhaber der Rechte
Die neue Erklärung bezieht sich auf eine Vielzahl ländlicher 
Akteure. Das Dokument definiert Kleinbäuer*innen als „jede 
Person, die allein oder gemeinsam mit anderen oder als Ge-
meinschaft im geringen Umfang landwirtschaftliche Pro-
duktion zur Subsistenz und/oder für den Markt betreibt oder 
zu betreiben versucht, und die sich dabei in erheblichem Maße, 
wenn auch nicht ausschließlich, auf familiäre oder häus
liche Arbeit oder andere Formen nicht mit Geld entlohnter 
Arbeit stützt und eine besondere Abhängigkeit von und eine 
besondere Bindung zu dem Land hat”. Unter die Definition 
fallen auch indigene Völker und traditionelle lokale Gemein
schaften, also Subsistenz- und Kleinbäuer*innen, Fischer*in
nen, Hirten, Waldbewohner*innen, Jäger*innen und Samm-
ler*innen sowie Nomaden und Halbnomaden. Sie bezieht 
sich auch auf landlose Bäuer*innen und Lohnarbeiter*innen – 
einschließlich aller Migrant*innen und Saisonarbeiter*innen 

– die auf Bauernhöfen, in Forst- und Fischereiwirtschaften 
oder in Unternehmen der Agrarindustrie tätig sind. 

Als solcher gelingt es der neuen Erklärung, die bisher ver-
nachlässigten Gruppen als Träger ihrer Rechte zu nennen.

Der weitere Weg und die Herausforderungen bei der 
Umsetzung
Die Verabschiedung der neuen Erklärung stellt einen wichti-
gen Meilenstein im weltweiten Kampf für die Rechte der 
Landbevölkerung dar. Sie wird diese Akteure aus dem 
Schatten ins Sichtfeld führen und der Politik und dem Ge-
setzgeber auf nationaler Ebene sowie Richter*innen auf na-
tionaler wie internationaler Ebene eine Richtschnur sein, mit 
welchen Maßnahmen ihre Grundrechte zu schützen sind. 
Darüber hinaus wird die Anwendung der Erklärung bei der 
Umsetzung der internationalen Menschenrechts- und Um-
weltagenda, etwa bei den UN-Nachhaltigkeitszielen – und 

hier insbesondere bei den Zielen 1 (Keine Armut), 2 (Kein 
Hunger), 10 (Weniger Ungleichheiten) und 15 (Leben an 
Land) – also bei den globalen Anstrengungen zur Bewah-
rung der natürlichen und kulturellen Vielfalt einen positiven 
Beitrag leisten. Hierzu gehört auch das traditionelle Wissen 
über Saat, Nahrungsmittelproduktion und Heilpflanzen.

In diesem Prozess wird allerdings auch einer Reihe von 
Herausforderungen zu begegnen sein. Zu den wichtigsten 
gehören das gesellschaftliche Bewusstsein und die Kapazi-
tätsentwicklung. Hier ist ein starkes Engagement der Natio-
nalen Menschenrechtsinstitutionen, zwischenstaatlichen 
Stellen und Nichtregierungsorganisationen gefragt, um 
sicherzustellen, dass ländliche Akteure sich ihrer Rechte be-
wusst sind und die rechtlichen Deutungsrahmen und Me-
chanismen verstehen, mit denen diese Rechte durchgesetzt 
werden können.

DR. ADRIANA BESSA ist Senior Research Fellow an der Genfer Akademie für humanitäres Völkerrecht und Menschen-
rechte. Zu ihren Forschungsgebieten zählen die Rechte lokaler Gemeinschaften, der Entwurf einer Erklärung zu den 
Rechten der Bäuer*innen sowie das Recht auf Nahrung und Nachhaltigkeit. Sie engagiert sich im Bereich der wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte.

1	 In Umweltabkommen wie etwa dem Übereinkommen über die biologische Viel-
falt oder dem Nagoya-Protokoll ist die wichtige Rolle indigener und lokaler Ge-
meinschaften für die Bewahrung der Natur anerkannt worden; sie enthalten ge-
sonderte Bestimmungen, die das Recht dieser Gemeinschaften auf den Zugang 
zu und die Nutzung von biologischen Ressourcen im Einklang mit der traditio-
nellen kulturellen Praxis sowie der Achtung, Bewahrung und Fortführung ihrer 
traditionellen Kenntnisse garantieren sollen. Bei der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) stand die Sorge wegen der 
gefährdeten Rechte ländlicher Gemeinschaften auf Saat, Landbesitz und den 
Zugang zu den Gemeingütern im Mittelpunkt der letzten drei Richtlinien für die 
Förderung der Ernährungssicherheit und des Rechts auf angemessene Ernäh-
rung (in den Richtlinien zum Recht auf angemessene Ernährung, zum Land
besitz und für verantwortungsvolle Fischerei) sowie im Internationalen Abkom-
men über pflanzengenetische Ressourcen für 
Ernährung und Landwirtschaft.

Die Erklärung wird die 
Akteure aus dem Schatten 

ins Sichtfeld führen und 
der Politik und dem Gesetz­

geber auf nationaler wie 
internationaler Ebene eine 

Richtschnur sein.
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MICHAEL WINDFUHR

Wie wichtig ein rechtebasierter Ansatz beim Thema 
Hunger und Unterernährung ist, erklärt sich aus der 
spezifischen Problemlage der von Hunger und Unter
ernährung besonders betroffenen Bevölkerungs­
gruppen. Hunger ist auch heute noch vorwiegend 
ein ländliches Phänomen, wie es die jährlichen Be­
richte der FAO zeigen.

R und 70 Prozent aller Hungernden leben auf dem 
Land. Die Hälfte aller Hungernden und Unterernähr-
ten lebt zudem in kleinbäuerlichen Familien. Obwohl 
sie Nahrungsmittel anbauen, können sie sich von dem, 

was sie ernten und verkaufen nicht ausreichend ernähren. 
Sie benötigen ein Einkommen aus der landwirtschaftlichen 
Produktion, um ausreichend Nahrungsmittel einkaufen und 
andere Dienstleistungen bezahlen zu können, wie Gesund-
heitsvorsorge und Bildung für die Familie. Dazu kommt noch 
der Fakt, dass gut zwei Drittel dieser Familien als besonders 
marginalisiert bezeichnet werden können.

Marginalisierung kann verschiedene Elemente beinhalten. 
Das verfügbare Land ist oft zu klein oder die Höfe liegen in 
ökologisch ungünstigen Gebieten. Marginalisierung kann 
auch bedeuten, dass die kleinbäuerlichen Familien – gerade 
wenn ihnen Frauen vorstehen – keinen Zugang zu Land
titeln, Krediten und damit auch nicht zu Saatgut haben. Diese 
Familien sind zudem hochgradig anfällig für äußere Einflüs-
se: Wetterunregelmäßigkeiten oder erhöhter Importdruck 
können schnell dazu beitragen, dass die Produktion oder ihr 
späterer Verkauf gefährdet sind. 

Jede wirkungsvolle Strategie zur Senkung der Zahl der Hun-
gernden und Unterernährten muss deshalb mit Maßnahmen 
beginnen, die die Zugangsprobleme dieser Gruppen zu Nah-
rungsmittel und die Diskriminierungs- und Marginalisie-
rungstatbestände verringern helfen. Die Stärke eines Men-
schenrechtsansatzes liegt gerade darin, den Fokus auf die 
Rechtsposition besonders Benachteiligter zu richten und 

staatliche Rechenschaftspflicht gegenüber diesen Gruppen 
einzufordern.

Wie ist die angemessene Nahrung völkerrechtlich 
geregelt?
Das Recht auf angemessene Nahrung ist Teil des internatio-
nalen Menschenrechtsschutzregimes, das mit der Aus
formulierung der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte (AEMR) 1948 seinen Ausgangspunkt hat. 1966 wurde 
dieses Recht im Artikel 11 des Internationalen Paktes über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt) im 
Detail ausformuliert. 

Die Umsetzung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte (WSK-Rechte) – zu denen das Recht auf Nahrung ge-
hört – wird in den Vertragsstaaten durch den zuständigen 
Ausschuss seit 1987 überprüft. Der Ausschuss für WSK-
Rechte prüft die Staatenberichte, in denen die Vertragspar-
teien regelmäßig über die Umsetzung der WSK-Rechte be-
richten müssen. Der Ausschuss hat aber auch die Aufgabe 
sogenannte Allgemeine Bemerkungen zu verfassen, die der 
inhaltlichen Klärung der Rechte des Paktes und der Unter-
stützung der Umsetzung der Rechte dienen. 

So wurde 1999 die Allgemeine Bemerkung Nr. 12 des Aus-
schusses zum „Recht auf angemessene Nahrung“ verab-
schiedet.1 In diesem Text werden sowohl die rechtliche 
Norm des Rechts auf eine angemessene Nahrung beschrie-
ben, als auch die relevanten Staatenpflichten. 

Recht auf Nahrung
MENSCHENRECHTSBASIERTER ANSATZ  

IN DER HUNGERBEKÄMPFUNG
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MICHAEL WINDFUHR ist Mitglied des UN-Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und stellvertre-
tender Direktor des Deutschen Instituts für Menschenrechte.

Doch welche Standards sichert dieses Recht genau und 
welche Pflichten müssen die Vertragsstaaten ­erfüllen?
Laut Allgemeiner Bemerkung muss die Nahrung angemes-
sen sein, im Sinne einer qualitativ ausreichenden Ernäh-
rung sowie einer kulturellen Angemessenheit. Regierungen 
müssen sicherstellen, dass Nahrung physisch verfügbar ist, 
d.h. ausreichend Nahrungsmittel in einer Region vorhanden 
sind und Menschen Zugang zu dieser haben. Neben der Ab-
sicherung, dass Lebensmittel auch in schwierigen Zeiten 
verfügbar sind, umfasst die Bestimmung „Zugang“ auch die 
Dimension des wirtschaftlichen Zugangs. Gerade arme Haus-
halte müssen sich die verfügbaren Lebensmittel auch wirt-
schaftlich leisten können. Sollten sie dies nicht können, ist 
es eine menschenrechtliche Verpflichtung des Staates sie zu 
unterstützen. Gleichzeitig darf der Zugang zu Nahrungsmit-
teln nicht so viel von den verfügbaren Ressourcen einer 
Familie aufbrauchen, dass keine Mittel mehr übrig bleiben 
für die Umsetzung anderer elementarer wirtschaftlicher, so-
zialer oder kultureller Menschenrechte.

Die Staatenpflichten 
Das Recht auf Nahrung verpflichtet Staaten zunächst keine 
Maßnahmen zu ergreifen, die zu Hunger führen (Achtungs-
pflicht), wie Zwangsvertreibungen ohne Entschädigung oder 
gesetzliche Diskriminierungen von Minderheiten. Wenn gro-
ße Agrarkonzerne Kleinbäuer*innen in ihrer Nachbarschaft 
vertreiben lassen, wenn Bergbaufirmen Zugangsrechte zu 
Land oder Wäldern missachten, wenn gesundheitsgefährdende 
Nahrungsmittel in Umlauf gebracht werden, muss der Staat 
die betroffenen Menschen schützen (Schutzpflicht). Zum 
Dritten sind Staaten verpflichtet ihre eigene Politik, ihre eige
nen Haushaltsmittel auf die besonders Betroffenen zu kon-
zentrieren, d. h. mitzuhelfen, dass das Recht auf angemesse-
ne Nahrung umgesetzt wird (Gewährleistungsverpflichtung). 

Das Recht auf Nahrung hilft zu beschreiben, was von Regie-
rungen zu erwarten ist und ermöglicht es zivilgesellschaft
lichen Akteuren, Richter*innen etc. aufzuzeigen, wo Regie-
rungen durch eigenes Handel oder durch Unterlassen zu 
Hunger und Unterernährung beitragen. Regierungen werden 
so bei der Ausübung ihrer nationalen wie internationalen 
Politik zur Verantwortung gezogen und können rechenschafts
pflichtig gemacht werden. 

Ein zusätzliches eigenständiges Rechtsinstrument – die so-
genannten Freiwilligen Leitlinien zur Umsetzung des Rechts 
auf Nahrung im Kontext nationaler Ernährungssicherheit – 
wurde vom FAO-Rat 2004 beschlossen.2 Der Text greift die 
Interpretation des Rechts auf Nahrung vom WSK-Ausschuss 
auf und bekräftigt sie. 187 Staaten haben im FAO-Rat dem 
zugestimmt. Sie haben sich damit auf konkrete Handlungs-

empfehlungen zur Umsetzung dieses völkerrechtlich veran-
kerten Menschenrechts geeinigt. 

Wo stehen wir bei der Umsetzung des Rechts auf 
Nahrung?
Insgesamt ist im Hinblick auf die Norm- und Standard
setzung zum Recht auf Nahrung in den letzten zwei Jahr-
zehnten sehr viel erreicht worden. Im Oktober 2018 wurde 
im UN-Welternährungsausschuss in Rom eine erste Bilanz 
gezogen, was mit den Freiwilligen Leitlinien zum Recht auf 
Nahrung bislang erreicht wurde. Über 56 Staaten und inter-
nationale Organisationen haben berichtet und die Zivilge-
sellschaft hat einen eigenen umfassenden Bericht vorgelegt. 
Die Beispiele machen deutlich, dass dort, wo in Staaten poli-
tischer Wille vorhanden ist, viel erreicht werden konnte, 
während in Staaten, wo die Rahmenbedingungen durch die 
Regierungen schwierig sind, kaum etwas in ländliche Ent-
wicklung investiert wurde und die Zahl der Hungernden 
kaum zurück gegangen ist.3

Nach wie vor gibt es in vielen Ländern Widerstände gegen ei-
nen menschenrechtsbasierten Ansatz. Dieser stellt nämlich 
die Rechenschaftspflicht (accountability) der Staaten ihren 
besonders benachteiligten Gruppen und Personen gegenüber 
ins Zentrum. In diesem Zusammenhang bevorzugen manche 
Staaten eher einen Rahmen wie den der Nachhaltigen Ent
wicklungsziele (SDGs), da hier vor allem Indikatoren gemes-
sen werden und weniger die Umsetzung von Staatenpflich-
ten. Es ist deshalb wichtig, dass die Zivilgesellschaft deutlich 
macht, dass bei der Umsetzung der SDGs gerade auch die 
Verpflichtungen aus den Menschenrechtsverträgen erfasst 
und umgesetzt werden.

Insgesamt ist der politische Rahmen für die Umsetzung des 
Rechts auf Nahrung, wie auch anderer Menschenrechte 
nicht leichter geworden. Mit dem Erstarken autoritärer Re-
gierungen in den letzten Jahren, ist in vielen Ländern der 
politische Spielraum für zivilgesellschaftliche Gruppen noch 
geringer geworden. In über 70 Ländern wurden in den letzten 
Jahren Gesetze erlassen, um diesen Spielraum zu beschrän-
ken.4 Dabei werden gerade auch Menschenrechtsverteidiger 
anvisiert. Das aktuelle Beispiel der Situation in Brasilien 
nach der Wahl des neuen autoritären Präsidenten macht es 
deutlich: es sind vor allem Landrechtsanwält*innen Klein-
bäuer*innenbewegungen und Verteidiger*innen des Rechts 
auf Nahrung und Wohnen, die derzeit besonders bedroht 
werden. Das Beispiel zeigt, wir brauchen eine Menschen-
rechtsbewegung, die alle Menschenrechte verteidigt. Die 
Würde des Menschen ist unteilbar und umfasst das Recht 
auf Nahrung wie auch das Recht, sich zu organisieren und 
seine Interessen zu verteidigen.

1	 Die Allgemeine Bemerkung Nr. 12 (General Comment) wurde durch den Ausschuss für WSK-Rechte in seiner zwanzigsten Sitzung am  
12. Mai 1999 angenommen. UN-Doc: E/C.12/1999/5)

2	 Das Dokument mit dem komplizierten Titel (in der Folge kurz „Recht auf Nahrung Leitlinien“ genannt) wurde in einer Arbeitsgruppe 
des Committee on Food Security (CFS) erarbeitet und anschließend im Rat der FAO im November 2004 angenommen (FAO-Council).

3	 Alle Berichte können auf der Webseite des Committee on World Food Security eingesehen werden. Die Oktobersitzung war die 45 Sit-
zung des CFS. www.cfs.org

4	 Das Bürgerrechtsnetzwerk Civicus berichtet in ihren jährlichen Bericht über dies Entwicklungen. www.civicus.org.
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STEFFEN KÜHNE

Dass Hunderte Millionen Menschen an Hunger und 
Mangelernährung leiden, obwohl insgesamt genug 
Nahrungsmittel produziert werden, ist ein Skandal. 
Das Ziel der Überwindung dieser Zustände wird all­
seits geteilt und in Szene gesetzt – zu Recht, und 
doch dabei nicht immer ehrlich. 

S kepsis ist schon deshalb geboten, weil der Verweis 
auf den Hunger seit jeher als Argument für so ziem-
lich jeden Umbau bestehender Agrarsysteme herhal-
ten musste, darunter bis heute zahlreiche Reformen 

und Revolutionen, von deren versprochenen Effizienzstei
gerungen und Verbesserungen für alle oft nicht viel mehr 
übrig blieb als verlorener Zugang zu Land und Perspektiv
losigkeit für jene, die es bis dahin bewirtschaftet hatten. Im 
Namen des Kampfes gegen den Hunger werden bis heute 
Formen bäuerlicher Landwirtschaft als rückwärtsgewandt 
stigmatisiert und zum Teil des Problems erklärt. Die Bundes
regierung, deutsche Konzerninteressen und Absatzmärkte 
für heimische Agrarüberschüsse stets fest im Blick, mischt 
hier munter mit.

Sei es in Rumänien, in Mali oder Indien – auf den im Namen 
des landwirtschaftlichen Fortschritts über sie kommenden 
Strukturwandel hatten und haben die Produzent*innen vor 
Ort zumeist keinen Einfluss. Aus ihrem Widerstand gegen 
Enteignungen, Freihandel und Ausbeutung entstand 1993 La 
Vía Campesina („Der bäuerliche Weg“) als Dachorganisation 
der internationalen Bewegung der Kleinbäuer*innen und 
Landarbeiter*innen. Wenig später wurde hier das Leitbild 
der Ernährungssouveränität entwickelt. Anfangs noch be-
schrieben als das „Recht aller Völker“, „ihre Landwirtschafts- 
und Ernährungspolitiken selbst zu definieren“, verließ der Be-
griff bald den engen nationalstaatlichen Bezug und wurde 
auf die regionale und lokale Ebene übertragen. Das Konzept 
beschreibt dabei eine politische Vision, die über den An-
spruch der Ernährungssicherheit – „allen Menschen zu allen 
Zeiten“ einen „physischen und ökonomischen Zugang zu 
ausreichenden, sicheren und nahrhaften Lebensmitteln“ zu 
sichern – weit hinausreicht. Mit dem Ziel der Überwindung 
der gesellschaftlichen Ursachen des Hungers und einer um-

fassenden Demokratisierung der Ernährungssysteme geht 
es dabei in einem ersten Schritt um die Anerkennung, politi-
sche Beteiligung und Mitsprache für all jene, die überall auf 
der Welt unser Essen produzieren. Die Erklärung von Nyéléni, 
2005 in Mali von Aktivist*innen aus der ganzen Welt als 
Selbstverständnis der Bewegung verabschiedet, fordert das 
„Recht der Bevölkerung, ihre Ernährung und Landwirtschaft 
selbst zu bestimmen. Ernährungssouveränität stellt die 
Menschen, die Lebensmittel erzeugen, verteilen und konsu-
mieren, ins Zentrum der Nahrungsmittelsysteme, nicht die 
Interessen der Märkte und der transnationalen Konzerne.“

Der Begriff der Souveränität muss oft herhalten, wenn Ab-
schottungsparolen und völkisches Pathos gegen Menschen
rechte, liberale Freiheiten oder Migrant*innen in Stellung 
gebracht werden. Als Diskurs, der im globalen Süden aus 
dem Widerstand gegen koloniale Kontinuität und weltweite 
Ausbeutungsbeziehungen heraus entwickelt wurde, stellt 
sich Ernährungssouveränität ausdrücklich gegen solche 
Lesarten. Sie rückt die Solidarität in den Vordergrund, betont 
die Rolle von Frauen und indigenen Gemeinschaften und 
fordert mehr Rechte für abhängig Beschäftigte. Begriffe kön-
nen sozialen Bewegungen gestohlen werden. Dass sich das 
Wort inzwischen auch in rechten Wahlprogrammen und den 
Vermarktungskampagnen von Supermarktketten wieder
findet, hat mit den Forderungen von La Via Campesina und 
ihren Partnern, mit ihren Strategien gegen einen globalen 
Agrarkapitalismus, für Agrarökologie und eine umfassende 
Transformation der Ernährungssysteme jedenfalls wenig zu 
tun. Als Konzept und als organisierende Praxis fordert Er-
nährungssouveränität den Status Quo heraus. Es sind Dis-
kussionen, die in der deutschen De-
batte mehr Raum verdient hätten.

Weil Sattsein  
allein nicht reicht

STEFFEN KÜHNE ist Referent für Sozialökologischen Umbau und stellvertretender Direktor der Akademie für Politische 
Bildung der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Er interessiert sich besonders für die konkreten Praxen der Transformation.
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SUSANNE WIENKE

In der Gemeinde Cao Quang in Zentralvietnam ent­
scheiden sich Bäuer*innen gegen eine rücksichts­
lose Landnutzung, die langfristig ihre Ernährungs­
grundlage bedroht. Unterstützt werden sie dabei 
von der lokalen Organisation CENDI und SODI. 

Agroforstwirtschaft 
sichert die

Lebens-
grundlage
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D er wachsende Bedarf an industriell verwertbaren 
Forstprodukten geht auf Kosten der Ernährungssi-
cherheit von kleinbäuerlichen Familien. Auf dem 
Vormarsch ist der Anbau von Kautschuk, denn trotz 

der Entwicklung von synthetischen Stoffen werden 40 Pro-
zent des Gummis weltweit immer noch aus Naturkautschuk 
gewonnen. Und landet dann in Kondomen, OP-Handschuhen 
oder Flugzeugreifen. Die vietnamesische Regierung wittert 
in dem flächendeckenden Anbau von Kautschuk schnell ver-
dientes Geld. Zunächst sah der Entwicklungsplan noch den 
Anbau von Kautschuk auf 500.000 Hektar in ganz Vietnam 
bis 2020 vor. Nun soll diese Zahl auf 800.000 Hektar hochge-
setzt werden. 

Ebenso wie Kautschuk werden auch Akazien in Monokultu-
ren angebaut. Ursprünglich aus Australien stammend, hat 
sich dieser schnell wachsende Baum, der hauptsächlich für 
die Papierindustrie genutzt wird, rasant schnell in Vietnam 
ausgebreitet. Im ersten Halbjahr 2018 ist der gesamte Holz-
export aus Vietnam in die USA, China, Japan und Südkorea 
um über 12 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum ge-
stiegen. 

Jeder Hektar, der für den Anbau von Kautschuk  
und Akazien genutzt wird, fehlt für die Nahrungs­
produktion 
Doch Mensch und Natur zahlen einen hohen Preis dafür. Der 
Anbau in Monokulturen begünstigt die Bodenerosion und 
raubt dem Boden Wasser und Nährstoffe. Vor allem haben 
Monokulturen den Folgen des Klimawandels nichts entgegen
zusetzen, da ihnen der natürliche Schutz durch unterschied-
lich hohe Bäume und unterschiedlich tief reichende Wurzeln 
fehlt. 

Besonders schmerzhaft musste das die Gemeinde Cao Quang 
an der Grenze zu Laos erleben. „Als hier 2013 ein Taifun wü-
tete, sagten unsere Alten, es sei der heftigste Sturm seit 50 
Jahren“, erinnert sich Nguyen Quang Huy, der für die lokale 
Verwaltung arbeitet. „Aber letztes Jahr gab es einen noch 
stärkeren Taifun. Er hat nahezu alle Akazienbäume zerstört. 
Der wirtschaftliche Schaden war enorm, fast anderthalb 
Millionen Euro. Die Bauern und Bäuerinnen mussten sich 
verschulden, denn sie hatten alles auf die Monokulturen gesetzt.“  

Vielfalt sichert Ernährungsgrundlage 
Dagegen gibt die Umstellung auf Agroforstwirtschaft den 
Bäuer*innen die Souveränität über ihre Nahrungsmittelpro-
duktion zurück. Elemente der Forstwirtschaft werden mit 
denen der Landwirtschaft kombiniert. Unter langsam wach-
senden Bäumen gedeihen einjährige Nutzpflanzen, wie ver-
schiedene Gemüsesorten, Früchte und Heilkräuter. Samen 
der lokalen Pflanzen werden unter den Bäuer*innen getauscht 
und in der gemeindeeigenen Baumschule werden lokale 
Baumsorten und Gemüse gezogen, um zukünftig möglichst 
viele Farmen nach dem Prinzip der Agroforstwirtschaft zu 
bewirtschaften. Der höher gelegene Wald, der durch jahr-

zehntelange Ausbeutung schwer gelitten hatte, wird durch 
das Anreichern mit lokalen Baumsorten wieder zu dem ge-
macht, was er einst war: ein gesundes Ökosystem, das die 
tiefer gelegenen Flächen mit Nährstoffen versorgt. Die Bie-
nenhaltung ermöglicht den kleinbäuerlichen Familien ein 
kurzfristig verfügbares Einkommen und trägt zur Biodiver-
sität bei. Das Land, das nach diesen Prinzipien bewirtschaf-
tet wird, stabilisiert gegenüber den Monokulturen den 
Wasserhaushalt des Bodens und schützt vor den Folgen des 
Klimawandels, wie beispielsweise Taifunen und Über-
schwemmungen. 

Der essbare Garten
Die dreifache Mutter Ly praktiziert schon seit ein paar Jah-
ren Agroforstwirtschaft. Ein Spaziergang durch ihren Garten 
beginnt mit einer Handvoll frisch geernteter Litschi. Unter 
verschiedenen Arten von lokalen Waldbäumen wachsen 
Ananas, Bananen, Süßkartoffeln, Spinat und verschiedene 
Kräuter. Pfeffer rankt an Baumstämmen, Jackfruitbäume 
und Kokospalmen bieten Schatten. Es gibt auch Bienenstö-
cke. Vor der Umstellung auf Agroforstwirtschaft hat Ly wie 
die meisten in ihrer Gemeinde Akazien in Monokulturen an-
gebaut und nebenbei Holz und Rattan aus dem Wald geholt. 
Doch das ist jetzt vorbei. „Früher bin ich in den Wald gegan-
gen. Jetzt pflanze ich einen Wald“, sagt sie. „Die Bienen er-
möglichen mir durch den Honig ein kurzfristig verfügbares 
Einkommen. In Zukunft möchte ich den Anbau von Pfeffer 
weiter ausbauen und dadurch ein mittelfristiges Einkom-
men haben. Und die Waldbäume sichern mir langfristig ein 
Einkommen.“ Weltweit haben sich agroforstwirtschaftliche 
Systeme in Gebieten, die ursprünglich von Tropenwald be-
deckt waren, als ökologisch nachhaltige Ernährungssiche-
rung bewährt.

Agroforstwirtschaft 
sichert die

SUSANNE WIENKE ist Programm-Managerin bei SODI für Entwicklungsprojekte in Asien. Die studierte Ethnologin arbei-
tet seit 2011 im Verein.
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D ie heutige Landwirtschaft und unsere Essgewohn-
heiten basieren auf historischen Entwicklungen. 
Weltweite Produktionsverhältnisse und Handelsströ-
me sind bis heute geprägt von kolonialer Geschichte. 

Maßgeblich für die ungerechte Gestaltung und Entwicklung 
von Produktion und Handel waren koloniale Besetzung und 
Versklavung. Europäische Mächte eigneten sich Land und 
Menschen anderer Erdteile an, häufig um sich Zugang zu 
Bodenschätzen, Ressourcen und Land zu sichern. Damit ging 
auch eine Gesinnung von Zivilisierungsstufen und Rassen-
hierarchien einher. Europäische Menschen stellten sich über 
andere Menschen und vertrieben, versklavten, verschleppten 
oder vernichteten sie. Im „Transatlantischen Versklavungs-
handel“ wurden geschätzt 17 bis 40 Millionen Afrikaner*innen 
versklavt, auf Schiffen verschleppt und wie Ware in Ländern 
der Amerikas verkauft und zur Arbeit gezwungen, z. B. auf 
Zuckerrohr- oder Reisplantagen.

Geschichte durch Lebensmittel erzählen
Es sind die Perspektiven der indigenen, unterdrückten, wider
ständigen Menschen, welche von der eurozentrischen Ge-
schichtsschreibung vielfach ausgeblendet werden. Am Beispiel 
der Geschichte der Nahrungsmittel wie z.B. des Zuckerrohrs, 
stellt HISTORY OF FOOD die „vergessene“ Geschichte in den 
Vordergrund; eine Geschichte, geprägt von Kolonialisierung, 
Versklavung und Widerstand. 

Zuckerrohr war vor 10.000 Jahren Reiseproviant „melanesi-
scher“ Bewohner*innen. In Indonesien, Indien und China 
wurde Zuckerrohr vor 6.000 Jahren angebaut, Saft aus den 
Stangen gepresst. Zuckerherstellung in Zuckerhüten wurde 
in Persien im 6. Jhdt. entwickelt. Mit der Kolonisierung der 
mittelatlantischen Territorien begann der Zuckerrohranbau 
auf den Kanarischen Inseln und in der Karibik. Oft verbunden 
mit Zwangsarbeit verschleppter afrikanischer Menschen 
wurde Zuckerrohr schließlich zum „weißen Gold“ europäischer 

ETTINA ZACH

Alle Nahrungsmittel und alle Produkte, die wir 
kaufen und konsumieren, müssen wir aus globaler 
und aus machtkritischer Perspektive betrachten. 
Denn auch Lebensmittel sind nicht geschichtslos. 
Heutige globale Produktionsverhältnisse sind in 
globale Geschichte eingebunden. Aktuelle Macht­
verhältnisse sind daher oft das Resultat dieser 
Kontinuitäten. Vor diesem Hintergrund diskutiert 
das multimediale Bildungsprojekt HISTORY OF 
FOOD die globale Geschichte von Nahrungsmitteln, 
postkoloniale Kontinuitäten und Alternativen zur 
eurozentrischen Geschichtsschreibung.

Eine Welt ohne  
Hunger braucht einen

Perspektiv-
wechsel
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Handelsleute. Doch auch der Widerstand der entrechteten 
Menschen ist Teil der Geschichte dieser Pflanze. Seit jeher 
wehrten sich Menschen gegen Ungerechtigkeit und Unter-
drückung. So auch in Haiti, damals wichtigster Region des 
Zuckerrohranbaus. Dort leisteten die versklavten Menschen 
Widerstand gegen Versklavung und Zwangsarbeit auf den 
Plantagen. 1791 entbrannte aus einem Aufstand der Ver-
sklavten in Saint Dominique die Haitianische Revolution 
(1791–1804). Eine der führenden Figuren war François-
Dominique Toussaint Louverture (1743–1803), selbst ehe-
mals versklavt. Nach dreizehn Jahren Freiheitskampf wurde 
Haiti 1804 als erste Republik von ehemaligen Versklavten 
ausgerufen. 

HISTORY OF FOOD thematisiert an solchen Beispielen, dass 
aktuelle Probleme globaler Ungerechtigkeit, wie etwa die 
Ressourcenausbeutung im „Globalen Süden“, die soziale und 
ökonomische Ausgrenzung von marginalisierten Gruppen 
weltweit, auf historische Prozesse, deren fortwährende post-
koloniale Strukturen und die Deutungshoheit des „Globalen 
Nordens“ zurückzuführen sind. Die weltweite Massenware 
für Nahrung und Kraftstoffe wird weiterhin auf Plantagen 
angebaut. Um die Anbauflächen zu erweitern, werden große 
Waldflächen gerodet und viele Kleinbäuer*innen verlieren 
ihr Land. Sie haben häufig keine Besitzurkunden und sind 
gegen die Plantagenbesitzenden machtlos. Die Arbeitsbe-
dingungen auf den Plantagen sind auch heute sehr schlecht 
und Kinderarbeit ist verbreitet. 

Erst wenn ein Verständnis und eine Umkehr eintreten, wenn 
andere Perspektiven neben den dominanten europäischen 
Ansichten gleichberechtigt in die Bildungsarbeit und in die 
Politikprozesse einbezogen werden, kann eine grundlegende 
Veränderung eintreten. Konzepte und Prozesse aus Ländern 
des „Globalen Südens“ wie Buen Vivir oder Ubuntu können 
richtungsweisend sein für ein Gleichgewicht mit der Natur, 
die Reduktion von sozialer Ungleichheit, eine solidarische 
Wirtschaft und eine pluralistische Demokratie mit neuen 
Räumen zivilgesellschaftlicher Partizipation. Letztendlich 
stellt sich dabei die Systemfrage: Wollen und können wir 
weiter auf Kosten Unterdrückter, Entrechteter und Margina-
lisierter und über die Ressourcengrenzen der Erde hinaus 
leben? Oder wollen wir unsere gewählten Vertreter*innen, 
produzierende Unternehmer*innen und Aktionär*innen in 
die Pflicht nehmen und sie dazu anhalten, sich als oberste 
Priorität ihres politischen und wirtschaftlichen Handelns für 
Nachhaltigkeit, Gerechtigkeit und Gemeinsinn auch in Land-
wirtschaft, Produktion und Konsum 
einzusetzen? 

ETTINA ZACH ist Programm-Managerin für Bildungsarbeit bei SODI. Seit 2008 betreut sie in diesem Zusammenhang 
Themen des Globalen Lernens an Berliner Bildungseinrichtungen.

Wollen und können wir 
weiter auf Kosten Unter­

drückter, Entrechteter und 
Marginalisierter und über 

die Ressourcengrenzen der 
Erde hinaus leben?
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ANNE-KATHRIN KRUG  |   DIRK ZIELINSKI

Jeden Tag werden tonnenweise unverkaufte Le­
bensmittel aus unterschiedlichen Gründen wegge­
worfen und vernichtet. Ein beträchtlicher Anteil 
dieser Lebensmittel ist aber noch zum Verzehr ge­
eignet. Das sogenannte „Containern“ ist eine Pra­
xis, die darauf reagiert und diesen Widerspruch 
auszunutzen weiß. 

Alles 

Müll
oder was?

DIE WEGWERFGESELLSCHAFT,  
IHRE LEBENSMITTELVERSCHWENDUNG 

UND IHR MÜLL
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A ls „Containern“ oder „Dumpstern“ wird das Mitnehmen 
von weggeworfenen Nahrungsmitteln aus Abfall-
containern bezeichnet. Container*innen entwickeln 
beim Containern diverse Methoden und Vorsichts-

maßnahmen. Vorsicht (und Subversivität) ist geboten, denn 
in Deutschland sind selbst Müll und Abfälle noch eigen-
tumsfähig. Jeder noch so kleine Joghurt, der dabei contai-
nert wird, ist eine fremde bewegliche Sache, die im Sinne 
des § 242 Strafgesetzbuch (StGB) als weggenommen gilt. Da 
die Abfallentsorgungsunternehmen ihre Entgelte nach der 
Menge des zu entsorgenden Abfalls bestimmen, entstehen 
den Supermärkten und Einzelhändler*innen durch das (re-
gelmäßige) Containern u. U. sogar weniger Entsorgungskos-
ten. Das öffentliche Interesse kann also nur darin bestehen, 
das Ware-Geld-Prinzip ausnahmslos durchsetzen zu wollen. 

Nichtsdestotrotz besteht – wie überall – die Möglichkeit, 
dass Unternehmen versuchen das Containern zu verhindern. 
Sie schließen ihre Müllcontainer ein oder 
verschließen sie mit Sicherheitsschlös
sern. Ab und an werden Lebensmittel in 
Containern mit Farbe oder ähnlichem 
übergossen und so ungenießbar gemacht. 

Verschwende deine Lebensmittel 
(nicht)!
Der permanente Zwang, Produkte zu 
verkaufen und Profit zu machen, führt 
auch dazu, dass ständig neue und 
frische Waren geliefert werden. Die alten 
nicht verkauften Waren landen im Müll. 
Da die Supermärkte und Konzerne keine 
zuverlässigen Zahlen liefern, gibt es über die wirklichen 
Mengen der weggeworfenen oder vernichteten Lebensmittel 
nur Schätzungen. So geht das Agrarministerium davon aus, 
dass in Deutschland pro Jahr ca. 20 Millionen Tonnen an Es-
sen weggeworfen werden. In die Müllcontainer wandern 
aber auch erhebliche Mengen von Lebensmitteln, deren 
Mindesthaltbarkeitsdatum (MHD) bald erreicht wird oder be-
reits abgelaufen ist, die aber noch genießbar sind. Beim Be-
zug auf das MHD wird meistens vergessen, dass es sich 
dabei um ein Datum handelt, bis zu dem die Lebensmittel 
„mindestens“ haltbar sind. Was damit angedeutet wird, näm-
lich dass sie wahrscheinlich länger genießbar sind, ver-
schwindet aber in der allgemeinen Praxis, die Nahrungsmit-
tel nach Ablauf des MHD einfach wegzuschmeißen. 

Containern als gesellschaftliche Praxis
Die Gründe fürs Containern sind vielfältig. Das armutsbe
dingte Mülltauchen ist zwar an erster Stelle zu nennen, es 
hat für die Betroffenen aber meist nicht die Anziehungskraft, 
wie für Leute, die aus Überzeugung containern. Letztere 
teilen meist eine gesellschaftskritische Einstellung, die sich 
in dieser Praxis als Konsumkritik in Form von Konsumver-

weigerung darstellt. Viele Aktivist*innen empfinden sich 
nicht mehr als Teil des Systems, wenn sie statt das Essen im 
Supermarkt zu kaufen, den noch verwertbaren Teil des 
Mülls aus den Abfalltonnen fischen.1 Sie verfolgen eine Form 
der Kapitalismuskritik, die zum einen auf die Überproduk-
tion von Lebensmitteln und zum anderen auf das Wegwer-
fen und Vernichten noch brauchbarer Lebensmittel reagiert. 
Die Überproduktion von Lebensmitteln ist Resultat der kapi-
talistischen Produktionsweise, bei der nicht Bedürfnisbe-
friedigung, sondern Profitmaximierung im Mittelpunkt der 
Produktion steht. Es wird nicht abschließend geplant, wie 
viel Lebensmittel an welchen Orten wirklich gebraucht 
werden, sondern es werden zunächst spekulativ Lebensmit-

tel produziert, von denen nicht klar ist, ob sie sich oder wie 
viele sich von ihnen zu welchen Preisen absetzen lassen. 
Das führt zu einer immensen Überproduktion. Absurd ist 
dabei auch, dass die Lebensmittel nicht bei Bedürftigen 
landen, sondern nur da, wo zahlungsfähige Kund*innen er-
wartet werden. So verhungern jeden Tag weltweit 37.000 
Menschen.2

1	 Marijke  Engel,  „Gefundenes  Essen“,  Berliner  Zeitung,  
https://www.berliner-zeitung.de/berlin/containern-gefundenes-essen-5397234

2	 Jean Ziegler, Nicht gehaltene Rede zur Eröffnung der Salzburger Festspiele im 
Jahre 2011, https://www.sueddeutsche.de/kultur/dokumentation-jean-ziegler-
nicht-gehaltene-rede-zur-eroeffnung-der-salzburger-festspiele-1.1124001
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DR. BÄRBEL KOFLER

In diesem Jahr feiern wir den 70. Geburtstag der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Ein 
jeder Mensch ist aufgrund seines Menschseins, 
unabhängig von Hautfarbe, Nationalität, sexueller 
Orientierung oder Glauben, Träger der darin veran­
kerten unteilbaren und universellen Rechte.

Menschenrechte und  
Hunger

IM 70. JAHR DER ALLGEMEINEN  
ERKLÄRUNG DER MENSCHENRECHTE
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Menschenrechte und  
Hunger

IM 70. JAHR DER ALLGEMEINEN  
ERKLÄRUNG DER MENSCHENRECHTE

V iel wurde erreicht in den letzten 70 Jahren, doch es 
lohnt sich auch heute noch weltweit für ein Leben in 
Würde einzustehen, denn die Menschenrechte stehen 
weltweit unter Druck. Dazu gehört nicht zuletzt – mit 

Blick auf das Schwerpunkthema dieser ersten Ausgabe – 
das Recht auf angemessene Ernährung, das in der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte von 1948 – im Artikel 3, 
dem Recht auf Leben, und im Artikel 25, dem Recht auf einen 
die Gesundheit und das Wohl gewährleistenden Lebensstan-
dard – bereits zu Grunde gelegt wurde. 2017 gab es fast 124 
Millionen1 akut hungernde Menschen in 51 Ländern. Das ist 
schockierend. Die internationale Gemeinschaft hat die Pflicht 
zu handeln, denn es gibt eben dieses Menschenrecht auf an-
gemessene Ernährung. 

Den Kreislauf zwischen Konflikt und Hunger 
durchbrechen
Ich reise immer wieder in Länder, in denen Menschenrechte 
und humanitäre Fragen in engstem Zusammenhang stehen, 
denn gravierende Menschenrechtsverletzungen sind häufig 
Vorboten von Konflikten und Konflikte bewirken unendli-
ches Leid und Hunger. Sie sind, wie ich denke, einer der 
wichtigsten Faktoren für den Anstieg des weltweiten Hun-
gers. 74 Millionen Menschen leiden in Situationen bewaffne-
ten Konflikts unter Ernährungsunsicherheit oder Ernäh-
rungskrisen noch schlimmeren Ausmaßes.2 Deutschland hat 
sein Engagement in den vergangenen Jahren verstärkt, seit 
2014 hat sich das Budget des Auswärtigen Amts für humani-
täre Hilfe im Ausland fast vervierfacht, 2018 werden wir vo-
raussichtlich rund 1,52 Milliarden Euro für humanitäre Hilfe 
im Ausland bereitstellen. Ich mache mich intensiv für ein 
deutsches humanitäres Engagement stark, dabei müssen 
wir auch die Treiber dieser Entwicklungen angehen: In Kon-
flikten also die Konfliktparteien, die die Rechte der Men-
schen mit Füßen treten. Im Mai 2018 hat der Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen die Resolution 2417 verabschiedet, 
mit der der konfliktbedingte Hunger bekämpft werden soll, 

ein Meilenstein in der Geschichte des Sicherheitsrats. Kon-
kret werden in der Resolution Konfliktparteien aufgefordert, 
das humanitäre Völkerrecht zum Schutz der Zivilbevölke-
rung und ziviler Infrastruktur zu achten. Das Aushungern 
der Zivilbevölkerung als Kriegswaffe wird nachdrücklich 
verurteilt und die Achtung des humanitären Völkerrechts 
angemahnt. Dafür wird sich Deutschland auch im Jahr 2019 
als nicht-ständiges Mitglied im Sicherheitsrat einsetzen. 

Menschenrechtssystem und gemeinsame Normen 
stärken
Wir müssen jedoch mehr tun: Wir müssen Konflikte verhin-
dern und beenden – durch Diplomatie und Krisenprävention. 
Genau in diesem Zusammenhang muss man auch die Rolle 
des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen in Genf 
betrachten, denn er hat das Potential, als Frühwarninstru-
ment genutzt zu werden. Es ist äußerst bedauerlich, dass die 
USA den Rat verlassen haben, denn er ist das zentrale Organ 
der Vereinten Nationen für die Debatte zur Lage der Men-
schenrechte weltweit. Gleichzeitig erleben wir, dass einige 
Staaten für sich „alternative“ Definitionen für Menschen-
rechte reklamieren und damit die für alle gültigen universel-
len Menschenrechte aufweichen wollen. All dies geschieht 
zu einer Zeit, in der multilaterales Handeln ganz allgemein 
in Frage gestellt zu sein scheint.  Wenn wir jedoch dafür Sorge 
tragen wollen, dass die Menschenrechte, und damit auch das 
Recht auf angemessene Ernährung, wieder weltweit gestärkt 
werden, dann müssen wir miteinander in den dafür vorgese-
henen multilateralen Foren verhandeln und den Multilatera-
lismus zur Durchsetzung gemeinsamer Normen ganz 
grundsätzlich wieder stärken. 

DR. BÄRBEL KOFLER (SPD) ist Beauftragte der Bundesregierung für Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe und 
seit 2004 Mitglied des Deutschen Bundestages. Im Deutschen Bundestag ist sie ordentliches Mitglied des Auswärtigen 
Ausschusses und Stellvertretendes Mitglied im Unterausschuss Vereinte Nationen, internationale Organisationen und 
Globalisierung, im Ausschuss für Wirtschaft und Energie sowie im Gemeinsamen Ausschuss.
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1	 Global Overview of Food Crises in 2017. Food Security Information Network 
(FSIN). Die Food and Agriculture Organization der Vereinten Nationen (FAO) 
schätzte zudem, dass 2017 die Zahl unterernährter Menschen 821 Millionen 
erreicht haben soll. 

2	 Global Overview of Food Crises in 2017. Food 
Security Information Network (FSIN).
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SODI ist eine gemeinnützige Nichtregierungsorgani­
sation, die sich für die Gleichberechtigung von Ent-
rechteten einsetzt. Kritisch, unabhängig und konfes
sionslos: SODI setzt sich für die Emanzipation der 
Menschen ein und stärkt ihre aktive Teilhabe – hierzu-
lande und auf der ganzen Welt. 

SODI steht für Solidarität: Mit Initiativen und Organisa-
tionen im Globalen Süden setzen wir uns gegen politi-
sche Willkür und Entrechtung von Menschen ein und 
gestalten gemeinsam eine gerechte Welt. Unsere Pro-
jektarbeit im Ausland verbinden wir mit unserer Bil-
dungsarbeit in Deutschland und kämpfen somit für 
den Perspektivwechsel in der Entwicklungszusam-
menarbeit.

Spendenkonto
Solidaritätsdienst International e.V. 
Bank für Sozialwirtschaft 
IBAN: DE33 1002 0500 0001 0201 00 
 
Spenden Sie auch bequem online: 
www.spenden.sodi.de
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